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No. 96. Halle, Dienstag den 25. April
Hierzu eine Beilage.

Deutſchland.
Merſeburg, den B. April 1843.

(Offizielle Mittheilung.Die 25ſte und 26ſte Plenarſitzung beſchäftigte
den Landtag hauptſächlich mit der Berathung der 158ten Aller
höchſten Propoſition: die Trennung eines Ausſchuſſes zur Theil-
nahme an den Verhandlungen über die Regulirung des Land-
armenweſens. So einfach die Loſung dieſer Aufgabe ihrem
Titel nach erſchien, ſo gewichtig geſtaltete ſie ſich bei näherer
Beleuchtung. Unter Landarmen werden den Ortsarmen ge-
genuber, verarmte Heimathloſe verſtanden, und deren Verſor-
ung lag nach der zeitherigen Geſetzgebung dem Staate ob, denn

16. Tit. 19. Th. II. des Allg. Landrechts heißt es: Arme,
deren Verſorgung einzelnen Privatperſonen, Korporationen oder
Kommunen nicht obliegt, oder von denſelben nicht beſtritten
werden kann, ſollen durch Vermittelung des Staats in offent-
lichen Landarmenhaäuſern untergebracht werden. Schon dem
vierten Sächſ. Provinzial Landtage wurde im Jahre 1833 ein
Geſetz uber die Armenpflege vorgelegt, welches andere Grund-
ſätze aufſtellte, die Errichtung von Landarmenhaäuſern empfahl
und dieſe zu einer Provinziallaſt machte. Jener Landtag wollte
aber die Armenpflege fur Heimathloſe nach dem angezogenen F.

es Landrechts als Staatslaſt betrachtet wiſſen und bat in der
Denkſchrift vom 20. Febr. 1833 um Uebernahme der desfallſigen
Koſten auf die offentlichen Fonds. Dieſes wurde jedoch ſchon
durch die Kabinetsordre vom 22. Dezbr. 1836 (Geſetzſammlung
pro 1837 pag. 2) abgelehnt, und den Kommunen die Befugniß,
wegen Verpflegung Heimathloſer Regreß an den Staat zu neh-
men, ausdruücklich abgeſprochen, und die Verbindlichkeit der
Staatskaſſe zum Erſatz ſolcher Aufwendungen verneint. Un-
term 31. Dezbr. 1842 erſchien das neue Geſetz uüber die Armen-
pflege, ſanktionirte die fruüher durch Entwurf und Ordre ausge-
ſprochenen Prinzipien und befahl die Errichtung von Landarmen-Beronden über deren Einrichtung nach Anhoörung der Stan-

de das Nähere feſtgeſetzt, bis dahin aber wegen vorlaäufiger
Erfullung der beſtimmten Verbindlichkeit auf den Antrag der
Miniſter das Erforderliche angeordnet werden ſoll. Gegenwaär-
tig waren nun die Stande durch die Allerhochſte Propoßtions-
ſchrift aufgefordert worden: um bei der Vorbereitung der zu
dieſem Zwecke zu machenden Vorſchläge, insbeſondere bei Er-

wägung der Frage: ob und in welcher Art das Land Armen-
weſen mit einigen in der Provinz bereits vorhandenen ſtändli-
ſchen Anſtalten in Verbindung zu ſetzen ſei, ingleichen bei Be
rathung der Anordnungen, welche zur vorläufigen Erfullung
der im F. 9 des gedachten Geſetzes beſtimmten Verbindlichkeit
zu treffen ſind, ſtaändiſche Deputirte zuziehen zu konnen, zu die
ſem Behufe fur die Zwiſchenzeit bis zum folgenden Provinzial
Landtage einen Ausſchuß zu ernennen oder den nach der Ver-
ordnung vom 21. Juni 1842 gebildeten permanenten ſtandiſchen
Ausſchuß, oder einen innerhalb deſſelben zu beſtellenden engern
Ausſchuß mit Auftrag zu verſehen.

Der Landtag hielt fur nothwendig vor Bewirkung der
Wahl des Ausſchuſſes auf die Sache ſelbſt einzugehen um dem
Ausſchuſſe Jnſtruktionen ertheilen zu können. Die Verſamm-
lung erkannte zuerſt, daß das neue Geſetz den bisherigen für
Provinz, Kommunen und Privaten vortheilhaftern Zuſtand in
einen ſehr ungunſtigen verwandte, indem

1) nach eingerichteten Landarmenverbänden die Staats
kaſſe gar keine Veranlaſſung hat, in einzelnen Fällen aushel-
fend zuzutreten und überhaupt alle Verbindlichkeiten zu Verſor-
gung der Landarmen von ſich ab und der Provinz zuwende. Nicht
nur nach der angezogenen Stelle des Landrechts, ſondern auch
nach der im Herzogthum Sachſen beſtehenden Verfaſſung liege
dieſe Laſt unbezweifelt dem Staate ob, indem nach der letztern
das Land unter den gewöhnlichen Steuern beſtimmte Beiträge
zur Verſorgung der Landarmen mit aufbringe, dagegen aber
auch vom Staate Nachſchuſſe zu Verſorgung der Landarmen
nicht gefordert werden konnten. Zum Beweiſe, daß dies
wirklich der bisherige Zuſtand geweſen ſei, wurde ange-
füührt, daß im Königreiche Sachſen die Ueberſchüſſe aus der
Landes Lotterie zu dieſem Zweck verwendet worden ſeien. Die
heimathloſen Armen wurden bisher in verſchiedenen in der Pro-
vinz beſtehenden Anſtalten untergebracht. Dazu gehört das für
das Herzogthum Sachſen und ſeit 1820 auch fur die zum Re-
gierungsbezirk Merſeburg gehörenden vormals weſtphali
ſchen Kreiſe wirkende Korrektions-, Landarmen- und Frren-
haus in Zeitz, welches eigne Fonds hat, die unter den direk-
ten Steuern zu ihrer Unterhaltung aufkommenden Landesbei-
traäge bezieht und einen unmittelbaren Zuſchuß von jährlich
2000 Thlrn. aus den Staatskaſſen genießt. Ferner die Zwangs-



Arbeitsanſtalt zu Groß ſalza fur den Regierungsbezirk Mag
deburg, mit Ausnahme der Grafſchaft Wernigerode, fer-
ner der Landarmenfonds fur die beiden Jerichowſchen Kreiſe,
die zu Worbis fur die Kreiſe Muühlhauſen, Heiligen-
ſtadt und Worbis, mit Ausſchluß der Städte Muhlhau-
ſen und Heiligenſtadt, errichtete und auch dem Kreiſe
Nordhauſen fur jetzt zum Mitgebrauch eingeräumte Zwaängs-
Arbeitsanſtalt, und außerdem noch verſchiedene ähnliche An
ſtalten in mehreren Städten fur ſie und gegen Entſchädigung
auch fur die benachbarten Ortſchaften. Auch fur die hinter der
Anſtalt in Zeitz genannten hat der Staat, wenn auch ohne
Anerkenntniß ſeiner Verpflichtung zur Vorſorge fur die Hei-
mathloſen, doch, wo Verlegenheiten entſtanden, in der Regel
Unterſtützung gewahrt. Den neuen ungunſtigen Zuſtand in-
volvire ferner

2) der Umſtand, daß das neue Geſetz in Verbindung mit
dem Geſetze uber Aufnahme neu anziehender Perſonen von dem-
ſelben Dato (31. Decbr. p.) die Zahl der Landarmen bedeutend
vermehre. Der H. 4 des Geſetzes ſpricht aus, daß das Domieil
erloſche, wenn der Verarmte nach erlangter Großjahrigkeit ſeit
drei Jahren aus der Gemeinde abweſend iſt, und eine Aus-
nahme hiervon nur dann ſtattfinde, wenn die Abweſenheit
durch nur voruübergehende Verhaltniſſe, inſonderheit durch
den Betrieb eines nicht ſtehenden Gewerbes, durch Erfuüllung
der allgemeinen Militairpflicht, durch Abbußung einer zeitigen
Freiheitsſtrafe u. ſ. w. veranlaßt worden iſt. Dieſe Beſtim-
mung wurde namentlich in Bezug auf Dienſtboten, welche ja
ſo häufig in mehr als einer Dienſtſtelle drei Jahre von der Hei-
math entfernt ſind, und ſich daher nach F. 1. Nr. 3 an einem
andern Orte durch dreijährigen Aufenthalt ein anderweites
Domicil nicht erworben haben, und in Bezug auf ſolche Preu-
ßiſche Unterthanen, welche, mit Heimathſcheinen verſehen,
länger als drei Jahre im Auslande ſich aufgehalten, ohne dort
einen feſten Wohnſitz zu begruünden, und im Fall ihrer Obdach-
loſigkeit oder Verarmung, ſo wie jene, als Landarme nach dem
qu. 9. angeſehen werden muſſen, als hochſt prajudicirlich fur
das Landarmenweſen und fur die Provinz befunden. Es wur
den eine Maſſe Landarme entſtehen, welche die Provinz uüber-
ſchwemmen und ausſaugen wurden, und dies ſei um ſo mehr
zu befurchten, als unſere Geſetze das Dulden und Aufnehmen
der Ausländer ſehr erleichtern, während jenſeits oft die harte-
ſten Erſchwerniſſe ſtattfinden. Wir offneten unſere Thore
dem Auslande, wahrend dies die ſeinigen vor uns verſchloß.“

Aber nicht nur der Gebrauch, ſondern auch der, auch
durch die ſtrengſte Kontrole nicht zu verhindernde Miß brauch
der Beſtimmung werde die Zahl der Landarmen ins Unglaub-
liche vermehren; denn die Kommunen, verſorgungspflichtige
Privaten und Ortsobrigkeiten wurden leicht Mittel und Wege
finden Ortsarme zu Landarmen umzuſtempeln und die Sorge
fur ſie und die damit verbundene Laſt von ſich weg und auf die
breiten Schultern der Provinz zu walzen. „„Wer ein Land-
armer iſt, das beſtimmen die Geſetze wer aber ein Landarmer
wird, das hängt oft von der Willkür ab.“ Endlich liege die
Harte der neuen geſetzlichen Beſtimmung

3) darin, daß auch die bisherige faktiſche Kommunal Laſt
nunmehr zu einer geſetzlichen Provinziallaſt gemacht iſt, und
Aufwendungen und Entſchaädigungs- Forderungen ſich ſehr ſtei
gern werden. Zu Begrundung dieſer Behauptung wurde ei-
nestheils angefuhrt, daß die ins Größere gehenden derartigen
Anſtalten, die von den betheiligten Kreiſen und Kommunen gar
nicht kontrolirt werden konnen, die Armen weit koſtſpieliger

„unterhalten werden, als dies in den Kommunen ſelbſt geſchieht,
wo die Armen billig untergebracht werden, wahrend ſie in
Landarmenhauſern unter 40 bis 50 Thalern nicht zu erhalten
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ſind, und daß dies bald eine, der engliſchen Armentaxe ähnlich
druckende Laſt werden wurde; anderntheils aber berief man
ſich auf den 9. 14 des Geſetzes und hielt deſſen Beſtimmung:

So weit Gemeinden zur Verpflegung ihrer Armen unvermo
gend ſind, hat der Landarmen Verband ihnen Beihulfe zu ge
wahren“, fur privates und kommunes Wohl, fur Sicherheit
und Sittlichkeit gleich gefährlich und bedenklich. Es könne
dieſe Beſtimmung zu einer unabſehbaren Laſt fur die Provinz
werden und am Ende ſogar zu einer Art von Kommunismus
fuühren. Jeder Ort wurde glauben, aus dem Grunde Anſpruch
auf Mittragen ſeiner Armenlaſt von Seiten des Armenverban-
des, von Seiten der Provinz machen zu koönnen, weil er fur
andere Orte mit bezahlen muß; eine Unzahl von derartigen
Provokationen wurde lebendig werden, wie denn auch wirklich,
obgleich ein Armenverband noch nicht einmal organiſirt ſei, dem
Landtage ſchon ein Antrag auf Unterſtutzung nach 14 des
Geſetzes vorlage. Es wurde fur die Kommunen und Ortsbe-
hörden kein Grund mehr vorhanden ſein, dem Pauperismus
aus allen Kraften entgegen zu ſteuern, wenn die Armenver-
bandskaſſen immer offen ſtehen muſſen und der Einzelne wurde
ohne Kummer dem mittelloſen Zuſtande entgegengehen, wenn
er wußte, daß die Mittel zu ſeiner Verſorgung anderwärts zu
erlangen und nicht verſiegen kounnen. Das Land werde bald
die durch geregelte Wohlthaätigkeitsanſtalten, durch die Kraft-
außerungen der Provinz kaum entfernte Landplage vieler Land
ſtreicher und Taugenichtſe in erhöhtem Grade wieder haben,
und der F. 14 werde durch den ganz neuen, noch nicht gehoör-
ten, aber ſehr gefährlichen Grundſatz der gegenſeitigen Unter-
ſtutzung einen höchſt bedenklichen Zuſtand herbeifuühren. Wenn
der 14 dem Verarmten einen Rechtsanſpruch auf eine immer
fließende Quelle von Unterſtutzung gewähre, ſo ware dies eben
ſo ſchlimm, als daß eben dadurch die Mildthätigkeit, die
ſchonſte Tugend freier Barmherzigkeit, uüberfluſſig geworden,
aus dem Leben verſchwinden, daß ſich die Herzen verharten
werden. Die Armuth ſei ein bitteres Ungluck, aber ſie ſolle
es auch ſein und bleiben der Arme moge ſich bittend wenden
an die, welche helfen konnen, aber er ſolle Huülfe nicht als ein
Recht fordern können. Ein ſolcher Zuſtand, welcher naturlich
gewiſſe, in Schranken liegende Verpflichtungen nicht aus-
ſchließe, wurde den Verarmten beſſern, das Publikum warnen,
und dadurch Nuchternheit, Sparſamkeit und Thatigkeit be
wahren, dem Wohlhabenden die Selbſtgenugthuung der Barm
herzigkeitsausuübung ſichern und die allgemeinen materiellen
Mittel ſchonen, wahrend daß der aus dem Geſetz hervorgehen
werdende Zuſtand an den entgegengeſetzten Ausfluſſen leiden
wurde. Man weiſe auf das Beiſpiel eines großen europaiſchen
Staates hin, in welchem gleiche Urſachen gleiche Folgen bereits
hervorgebracht hatten.

Einfach, im Sinne unſerer Voraltern müſſe die Armen-
pflege ſein, wenn ſie eine achte ſein und nicht unſägliche Schrei-
berei und Regierungsſucht durch Ausgleichungs und Liquida-
tions, durch Klaſſifikations- und Taxationsweſen herbeifuh-
ren wolle. Weit rathſamer wurde es ſein, viel weiter wurde
man mit denſelben Mitteln reichen anſtatt die theuren Land
armen Anſtalten zu unterhalten, ihre Fonds und Zuſchuſſe
den betheiligten Gemeinden und Kreiſen zu uüberweiſen, und
dieſen die Armenpflege mit der bisherigen Beihuülfe des Staats
zu uberlaſſen. Nach dieſer ganzen Beleuchtung geſtand man
ſich, daß es ſehr wunſchenswerth ſei, das Geſetz qu. wäre nicht
ergangen; da es nun aber einmal wirklich doch beſtände, auch
dem Landtage eine Lebensfrage über daſſelbe keinesweges vorge-
legt worden ſei, ſo bliebe demſelben nur uübrig, dahin zu ar-
beiten, daß es ſo wenig ſchadlich als möglich wuürde, was um
ſo mehr zu wuünſchen ſei, als außerdem, und da auch hinſichts
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der Landſtraßen der Provinz neue bisher unbekannte Verpflich-
tungen aufgelegt worden und aufgelegt werden ſollen, der gute
Eindruck, welchen der Steuererlaß im Volke hervorgebracht,
um Vieles ermaßigt werden durfte.

Die Diskuſſion wurde nun den eigentlichen direkten Aufga-
ben des Landtags wieder näher geruckt. Den permanenten
ſtändiſchen Ausſchuß mit der qu. Angelegenheit zu beauftragen,
wurde deshalb nicht fur zweckmäßig gehalten, weil derſelbe
nicht ſo ſtreng nach den verſchiedenen Landestheilen zuſammen-

geſetzt ſei, als es der vorliegende Gegenſtand noöthig mache,
indem der zu bildende Ausſchuß den Staatsbehoöoörden Auskunft

uüber die in den verſchiedenen Landestheilen beſtehenden Ver-
haltniſſe und Einrichtungen und deren etwaige abgeſonderte Jn
tereſſen zu geben haben wurde

Wenn dadurch auch die Anſicht ausgeſprochen war daß
die Wahl nach Landestheilen dem Beduürfniß am meiſten zu ent-
ſprechen ſchiene, ſo verbarg man ſich doch auch nicht, daß auch

die Vertretung der verſchiedenen Stande wuünſchenswerth er-
ſcheine.

Die Landarmen- Verbande ſelbſt anlangend, ſo glaubte
ein, wenn auch geringer Theil der Mitglieder, daß ein Pro-

vinzial Verband kleinern Verbanden vorzuziehen ſei, indem
nach dem Aſſociationsprinzip die Laſten um deſto beſſer ſich ver

theilten und leichter trugen, je großer der Bereich der Verbuün-
deten ſei. Dem wurde aber entgegnet, daß bei kleinern Ver-
bänden die Verwaltungskoſten geringer und die Kontrole leich-
ter zu führen ſei.

Daſſelbe wurde ſelbſt gegen Verbande nach den Landesthei-
len geltend gemacht und behauptet, daß nur Kreisverbande die
wohlfeilſte Adminiſtration und leichteſte Kontrole gewahrten,
da dieſe von den Kreisverſammlungen ausgehen konnte. Von
andrer Seite, namentlich von den Vertretern der groößern Stadte,
wurde dem entgegnet, daß eine Verbindung nach Kreiſen gegen
das Geſetz waäre, und auch nicht in der Billigkeit liege, indem
auf dieſe Art die Laſt der großern Städte und der Grenzfkreiſe,
wohin ſich die meiſten Armen drangten, nicht auf die andern
uübergetragen wurde. Wieder wurde dem entgegnet, daß das
Geſetz die Größe der Verbande nicht vorſchreibe, daß der Zu-
fluß von Armen in den großern Städten hauptſächlich von den
Garniſonen und den Fabriken herruhre, dieſe aber den Städ-
ten großen Gewinn brachten und ſie daher auch die aus ihnen
hervorgehenden Nachtheile tragen mußten und daß, was die
Grenzkreiſe anlange, es wenig Kreiſe in der Provinz gebe, wel-
che nicht Grenzen beruührten, daher unter ihnen eine Ausglei-
chung wenig Effekt haben wurde. Ortsverbande ſeien aus den
ſelben Grunden am allerzweckmaßigſten, allein da dieſe offen
bar gegen das Geſetz ſeien, ſo waren ſie nicht zu beantragen.

Aus allem dieſem waren nun folgende feſte Beſchluſſe her
vorgegangen

1) Der nach dem Geſetz vom 21. Juni v. J. gebildete ſtaän
diſche permanente Ausſchuß ſoll nicht in der vorliegenden Sache
bevollmächtigt, ſondern ein beſonderer Ausſchuß dazu gewahlt
werden. Ueberwiegende Majoritat.

2) Der Ausſchuß ſoll nach den verſchiedenen Landestheilen
zuſammengeſetzt und bei eintretendem Mißverhaltniß nach den
Ständen Ergänzungswahlen zur Ausgleichung dieſes Mißver-
haltniſſes vorgenommen werden. Die Verſammlung mit Aus-
nahme von 2 Stimmen.

3) Die bei der gegenwärtigen Berathung gefaßten Be-
ſchluſſe muſſen fur den zu erwählenden Ausſchuß bindend ſein.
Einſtimmig.

4) Keinen allgemeinen Provinzial Landarmen Verband.
Große Majorität mit Ausnahme von 10 Stimmen.

5) Auch nicht Verbande nach Landestheilen, ſondern nach
Kreiſen, von denen ſich aber mehrere verbinden durfen. Ent
ſchiedene Majorität mit Ausſchluß von 11 Stimmen.

6) Das Herzogthum Sachſen und die beiden Jerichow-
ſchen Kreiſe wollen ihren ſchon vorhandenen Fonds proviſo-
riſch beibehalten und zwei Verbände, den einen fur das Her-
zogthum Sachſen, den andern fur die Jerichowſchen Kreiſe
e Die ſämmtlichen Vertreter der betreffenden Landes
theile.

7) Alle Landestheile behalten ſich ihre Rechte an beſtehen
den Armenfonds vor, namentlich das Herzogthum Sachſen im
Bezug auf die Fonds und die Zuſchuüſſe der Armenanſtalt in
re und die beiden Jerichowſchen Kreiſe an ihren Armen-
onds.

8) Gleicher Vorbehalt wird wegen derjenigen Beihulfen
gemacht, welche von dem Staate in Fallen von Kalamitaten
geleiſtet wurden. Einſtimmig.

9) Eine Ausgleichung oder Uebertragung der Kreiſe unter-
einander ſoll, es ſei denn auf beſondern Antrag, nicht Statt
finden. Per acclamationem.

10) Se. Majeſtät zu bitten, eine Ermittelung daruüber
Allergnädigſt anzuordnen, was bisher aus Staatskaſſen zur
Unterſtutzung der Perſonen, welche das Geſetz fur die Zukunft
als Landarme erklärt hat, insbeſondere der armen Militair-
perſonen und deren Hinterbliebenen, möge es nun an die Land
armen ſelbſt, an Kommunen, an Kreiſe oder Verbande ge
geben worden ſein, im Durchſchnitt jahrlich gewährt worden.

11) Den Wunſch auszuſprechen, daß unter die Ausnah-
men, bei welchen nach H. 4 des Geſetzes die Verpflichtung der
Gemeinde fur einen ſeit drei Jahren abweſendem Großjähri-
gen nicht erliſcht, auch die Dienſtboten und ſolche Jnlander,
welche ſich, mit Heimathſcheinen verſehen, langer als drei
Jahre im Auslande aufhielten, mit aufgefuhrt wurden. Ohne
Ausnahme.

12) Zu beantragen, daß der 14 aufgehoben werde.
Einſtimmig.

13) Mindeſtens und eventuell dürfe die Entſcheidung uber
eine einer Gemeinde zur Verpflegung ihrer Armen zu gewah-
rende Unterſtutzung nur den Kreisſtänden mit Ausſchließung
jeder Staatsbehorde zuſtehen. Einſtimmig.

14) Zu bitten daß fur den Fall, daß beſondere Zuſchuſſe
zur Armenpflege von den Kreiſen nach Maaßgabe des Grund-
beſitzes noöthig werden ſollten, dann auch die Domainen, Koö
nigl. Forſten und andere fiskaliſche Grundſtucke dabei zur Mit
leidenheit gezogen werden mochten. Einſtimmig.

15) Den zu erwählenden Ausſchuß auch zu ermachtigen,
an den Berathungen uüber Reorganiſation der Anſtalten in
Zeitz und Großfalza und wegen Entwerfung neuer Reglements
fur dieſelben, ſo wie an den vorbereitenden Verhandlungen
wegen Auflöſung der Landarmenanſtalt Theil zu nehmen, ohne
jedoch die desfallſigen definitiven Beſchlüſſe dem kunftigen Land
tage vorzuenthalten. Ohne Ausnahme.

16) Eine Denkſchrift wegen der obigen Beſchluſſe an Se.
Majeſtät nicht zu richten, ſondern Hoöchſtdemſelben nur die ge-
ſchehene Wahl anzuzeigen, und dabei mit zu erwähnen, daß
der Ausſchuß in den Stand geſetzt worden ware, die Anſichten
und Wunſche der Provinz bei der Berathung mit den König-
lichen Behorden mit vorzutragen. Einſtimmig.

Aus dem letztern Punkte erſieht man, daß die vorher-
gehenden Beſchluſſe zugleich die Jnſtruktion fur den Ausſchuß
enthalten.

Nachdem der Zufall aus den Verhandkungen uüber das
Landarmenweſen noch den Beſchluß hervorgerufen hatte, daß
bei kunftigen Landtagen die zum Einreichen der Petitionen an



zuberaumende Praäkluſionsfriſt durch öffentliche Blätter bekannt
gemacht werden ſoll, um dem Publikum zur Richtſchnur zu
dienen, ſo verließ man dieſen Gegenſtand und ging zur

11ten Allerhöchſten Propoſition: Entwurf eines Regle-
ments zur Gewinnung von Stein und Braunkohlen, als Ac
ceſſorien des Boden Eigenthums in den vormals zum Koönig-
reiche Sachſen gehörig geweſenen Landestheilen, über. Vermit-
telſt Mandats vom 13ten Auguſt 1743 hatte König Auguſt von
Polen die Gewinnung der Steinkohlen in dem damaligen Chur-
fürſtenthum Sachſen unter einigen Modifikationen dem Grund
eigenthumer überlaſſen. Der Kohlenbergbau wird zwar durch
dieſes Mandat nicht unbedingt freigegeben, vielmehr ſtellt daſ
ſelbe den Grundeigenthumer unter Aufſicht des Bergamts; da
es indeſſen uber die Form dieſer Einwirkung dex Bergbehoörde
keine Beſtimmungen enthaält, und da überdies mehrfache, wenn
auch nicht überall begrundete Zweifel darüber beſtanden haben,
ob das gedachte Mandat als Landes oder als Provinzial Ge
ſetz zu betrachten ſei, in welchen Landestheilen es Geltung habe,
ob es ſich, wie den Worten nach der Fall, ausſchließlich auf
Steinkohlen oder auch auf Braunkohlen beziehe, ſo iſt in den
vormals Königlich Sachſiſch geweſenen Landestheilen der Kohlen-
bau bisher ganz frei und ohne alle Aufſicht betrieben worden.
Dies hat jedoch eine förmliche Verwuſtung des reichen Kohlen
fchatzes zur allgemein beklagten Folge gehabt und es ſind be-
reits dem vorigen Landtage mit dem Entwurfe des allgemeinen
Bergrechts mehrere, die Abſtellung jenes Mißbrauchs bezwecken-
de Vorſchriften zur Begutachtung vorgelegt worden. Dieſe
Vorſchriften hat aber der Landtag für ungenügend erachtet, weil
ſie uber den Zweck, den Mißbrauch der Freiheit zu verhüten,
hinauszugehen und den Grundeigenthümer einer zu laſtigen Kon
trole zu unterſtellen ſcheinen. Der Gte Provinziallandtag fand
ſich daher zu dem Antrage bewogen daß ein beſonderes Regu
lativ zur Verwaltung des Kohlenbaues in den ehemals Koö
nigl. Sachſiſchen Landestheilen entworfen und den betreffenden
Standen zur gutachtlichen Pruüfung vorgelegt werden moge.
Dieſem Antrage iſt in dem vorliegenden Entwurfe eines Regu-
lativs entſprochen, und der Landtag glaubte um ſo mehr, dies
dankbar anerkennen zu müſſen, als das Regulativ auch ſeinem
Jnhalte nach im Weſentlichen den Bedurfniſſen zu entſprechen
ſcheint. Der Ste Landtag hatte aber, geleitet von der Ueber
zeugung, daß ein übereinſtimmendes Verfahren beim Kohlen
bergbau in der ganzen Provinz höchſt wunſchenswerth und für
die ubrigen, vormals nicht Sächſiſchen Theile der Provinz ein
erleichtertes Verfahren anſtatt des jetzigen beſchränkten, die Pri-
vat Jnduſtrie und den Spekulationsgeiſt hemmenden noch drin
gender erſcheine, gebeten, auch fur dieſe Landestheile eine ahn
liche Wohlthat eintreten zu laſſen. Dieſem Antrage war zwar
nicht entſprochen, es war aber auch derſelbe nicht zurückgewieſen
worden. Der Landtag erwog im Hinblick auf dieſen Antrag
ferner: daß die Regalität, welcher der Kohlenbau in denjenigen
Landestheilen, in welchen das Kohlen Mandat nicht gilt, un
terliegt, nicht nur der Privat Jnduſtrie nachtheilige Schranken
ſetzt, ſondern auch die Preiſe der Brennmaterialien zum Nach-
theil des Publikums ſteigert und die unguünſtigen verſchieden
artigen Verfahrungsweiſen in den verſchiedenen Landestheilen
bedingt, und beſchloß, auch aufgemuntert durch einen gleichen
von dem Schleſiſchen Provinziallandtage ausgegangenen Antrag,
vks Königs Majeſtät allerunterthaänigſt zu bitten unter Aufhe-
vung der Regalitaät der Stein und Braunkohlen das vorlie-
gende Regulativ fur die ganze Provinz Sachſen emaniren zu
laſſen, oder falls dieſes für unzuläſſig erachtet werden ſollte,
on beſonderes, dem Kohlenbau des ſchon früher Preußiſchen
Theils der Provinz entſprechendes Regulativ fur denſelben ent-
werfen und dem nächſten Provinziallandtage vorlegen zu laſſen.
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Von den gegen das vorliegende Regulativ in der Verſammlung
gemachten mehr oder weniger erheblichen Einwendungen wurden
mehrere durch Beſchluß zur Bitte des Landtags um Abände-
rung erhoben, wovon die weſentlichſten folgende ſind

1) Die Grafſchaften Mansfeld und Barby und das Amt
Gommern in dem Geſetze auszunehmen, ſei nicht nöthig, da
dieſe Landestheile ohnehin nicht zum Herzogthum Sachſen ge
hören. Dahingegen wären die Grafſchaften Stolberg- Stolberg
und Stolberg-Roßla integrirende Theile deſſelben und waren
deshalb in dem Regulative auszunehmen, weil mit ihnen im
Jahre 1836 ein Rezeß abgeſchloſſen worden ſei, in Folge deſſen
den Beſitzern dieſer Grafſchaften das ausſchließliche Recht zur
Gewinnung von Stein und Braunkohlen innerhalb ihrer Graf-
ſchaften zugeſichert ſei.

2) Der d. 2. des Regulativs ſpricht aus: der Geſichtspunkt,
wonach dieſe Aufſicht zu führen iſt, beruht in der Vereinigung
der beſonderen Intereſſen des Beſitzers mit dem allgemeinen Jn
tereſſe des Staats am Bergbau, des augenblicklichen Gewinnes
mit der nachhaltigen Benutzung der ſich nicht wieder erzeugenden
Mineralien. Die Verſammlung fand in dem Ausdruck: nach
haltig“ eine zu große Beſchräntung fur den Grundeigenthümer,
indem demſelben doch überlaſſen bleiben muſſe, ſeine Kohlenlager
in kürzerer Zeit, als das Wort nachhaltig andeutet, auszunutzen,
und die Aufſicht des Staats ſich nur darauf beſchranken dürfe,
dem Verwuüſten und Zugrunderichten der Kohlenſchätze vorzu
beugen, ohne eine Bevormundung oder zu tiefes Einmiſchen in
den ſonſtigen Geſchaftsbetrieb eintreten zu laſſen. Der Landt
beſchloß, anſtatt: „nachhaltigen“ techniſchen oder kunſtmäßr
gen in Vorſchlag zu bringen.

3) Daß Verſuchsſchachte bis auf mindeſtens 2 Lachtern auch
u uns von gelernten Bergleuten anzulegen ſein dürften
efr. 9. T.

4) Daß die Friſt von vier Wochen zur Erklärung des Grund
eigenthümers, ob er die Unterſuchung über die Bauwurdigkeit
des Feldes in Gemeinſchaft mit dem erſten Unternehmer, oder
allein auf eigne Koſten unternehmen wolle, zu kurz erſcheine und
man um Verlängerung auf 3 Monat bitte. (ckr. d. 8.

5) 9. 23. beſtimmt im zweiten Abſchnitt, daß der Gruben
beſitzer den Grubenſteiger ohne Genehmigung des Bergamts weder
ſtrafen noch ablohnen dürfe. Dies erſchien der Verſammlung
bedenklich, weil der Grubenbeſitzer bei dem ordnungsmäßigen
Betriebe der Grube vorzugsweiſe intereſſirt ſei, weil der Steiger
in deſſen Lohne ſtehe, von ihm am beſten kontrolirt werden koönne,
und weil der Beſitzer durch eine ſolche Beſchrankung leicht großen
Nachtheil haben konne. Man beſchloß, auf Abänderung dieſer
Beſtimmung anzutragen.

6) Zu S. 28 Lit. C. beſchloß man folgenden Zuſatz zu bean
tragen: „da, wo zur Bildung eines Grubenfeldes nicht nur
ſolche Grundſtucke, wo die Kohlen Eigenthum des Grundſtücks
beſitzers ſind, ſondern auch ſolche, auf welche der Kohlenbau zu
den Regalien gehoört, erforderlich ſind, haben die Königlichen
Bergamter die Verpflichtung, den Zutritt der letztern möglichſt
zu erleichtern.“

7) Daß zu J. 28 e. wegen Verhütung der Gefahr für das
Leben und die Geſundheit der Arbeiter die Anwendung einer
Sicherheitslampe angeordnet werde.

8) Daß der vierte Abſchnitt des 31. weggelaſſen würde,
weil es nicht in der Billigkeit liege, daß Steiger und Arbeiter,
welche doch durch Anſtellung in den Kohlenwerken aus dem Knapp
ſchafts Vereine des Bezirks nicht ausſcheiden, ſondern nach wie
vor Mitglieder deſſelben bleiben, in Verunglückungs- und Ver
armungsfallen der Unterſtützungs- Anſprüche an den Knapp
ſchaftsverband verluſtig ergehen und dem Grubenvorſtande zur
Laſt fallen ſollen.

BHeilage
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Deutſchland.
Berlin, d. 23. April. Der Biſchof der evangeliſchen

Kirche und General Superintendent der Provinz Pommern,
Dr. Ritſchl, iſt von Stettin hier angekommen.

Frankreich.
Paris, d. 18. April. Durch Ordonnanz vom 2. April

wird der Artillerie-Lieutenant, Herzog von Montpenſier, zum
Kapitaänsgrad befoördert.

Den Kommiſſionen der Deputirtenkammer wird vorge
worfen ſie zögerten uber die Gebühr mit Erſtattung ihrer Be
richte; ſchon vor 14 Tagen klagte der Präſident, Hr. Sauzet,
nicht weniger als ſiebenzehn Kommiſſionen ſeien im Ruück
ſtand; und doch ſoll die Kammer im Juni prorogirt werden

Man fangt an zu glauben, die Zuckerfrage werde auch die
ſes Jahr noch ungeloſt bleiben.

Der Herzog von Nemours und der Herzog von Montpen-
ſier ſind heute abgegangen, um den König und die Königin der
Belgier einzuholen.

Die Subſkription fur Guadeloupe erreicht heute die Sum-
me von 1,012,851 Fres.

Die öffentliche Feilbietung von Putzwerk und weiblichen
Handarbeiten, welche die Königin zu Gunſten der unglücklichen
Einwohner der Jnſel Guadeloupe in den Appartements des
Palais royal veranſtaltet, wird am nächſten Montag beginnen.
Die Königin hat dazu den großen Saal, in welchen ſie als Her
zogin von Orleans die Damen zu empfangen pfiegte, erwaählt.
Der Saal hat ſechzehn Fenſter, acht auf jeder Seite. Jn der
Vertiefung jedes Fenſters iſt eine elegante mit Drapperieen ver-
zierte Bude angebracht, in welcher die von der Königin ernann-
ten Damen ihre Waaren feilbieten werden. An den beiden En
den des Saales befinden ſich zwei andere Buden, wovon die
eine fur die Königin und die andere fur die Prinzeſſin Clemen-
tine beſtimmt iſt, welche während der drei Tage, wo die Feil-
bietung ſtattfindet, täglich ein paar Stunden gegenwärtig ſein
werden. Jn deren Abweſenheit wird die Königin durch die
Gräfin Montalivet und die Prinzeſſin Clementine durch die
Marquiſe von Rumigny vertreten werden. Sammtliche Bu
den erheben ſich auf einer mit grunem Tuch bedeckten Eſtrade,
welche rings um den ganzen Saal herumlaäuft. Vor jeder
Dame befindet ſich auf dem Komtoir der Bude eine elegante
Buchſe, die verſchloſſen bleibt, ſo daß man das Geld nur durch
eine Spalte hineinwerfen kann, um dadurch den Käufern an
zuzeigen, daß man nichts zuruckerhalt, wenn man mehr zahlt,
als der Preis ſteht. Die Gemahlinnen der Miniſter ſind ſammt-
lich unter der Zahl der dames de comptoir, die ſich die Koöni
gin erkoren hat. Unter den zahlreichen Geſchenken, welche
hier zum Verkaufe kommen, bemerkte man eine wunderſchoöne
Stickerei der Königin der Belgier und ein Tabouret von ſelte-
ner Schönheit, geſtickt durch die ExRegentin von Spanien.
Die ubrigen Prinzeſſinnen und Mitglieder der königlichen Fa
milie haben uber achtzig Geſchenke beigeſteuert, wovon die
meiſten von hohem Werthe ſind.
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Paris, d. 19. April. Der Praſident der Pairskammer,
Kanzler von Frankreich, Baron Pasquier, iſt heute nach
St. Cloud abgegangen, um den Heirathskontrakt der Prinzeſ-
ſin Clementine zu vollziehen.

Jm Mittelpunkt der zwanzig Forts, welche Paris umzin-
geln, werden Telegraphen errichtet, die Tag und Nacht mit
einander korreſpondiren können.

Durch Ordonnanz vom 17. April wird der Schiffskapitän
Bruat, der bereits fruher zum Gouverneur auf den Mar
queſasinſeln beſtimmt worden war, zum Gouverneur der fran
zöſiſchen Niederlaſſungen in Oceanien und zum Kommiſſär des
Königs bei der Königin der Societätsinſeln ernannt.

Ueber Neuyork hat man Nachrichten aus Guadeloupe
erhalten, wonach am 3. Marz auf dieſer Jnſel ein neuer und
ſehr heftiger Erdſtoß verſpurt worden iſt.

Belgien.
„Bruſſel, d. 18. April. Der Moniteur enthält eine

Reihe von Ordonnanzen, welche die Entlaſſung des ſeitherigen
Miniſteriums und zugleich die Bildung eines neuen Kabinets
anzeigen. Von ſämmtlichen Miniſtern bleibt nur Hr. No
thomb, als Miniſter des Jnnern, natürlich die Seele des neuen
Kabinets; zum Miniſter des Auswartigen iſt der Generallieute
nant Graf Goblet d'Alviella ernannt, zum Finanzmini-
ſter Hr. Mercier, Mitglied der Repraſentantenkammer, zum
Miniſter der öffentlichen Arbeiten Hr. Dechamps, Mitglied
der Repraſentantenkammer und ſeither Gouverneur der Pro
vinz Luxemburg, zum Juſtizminiſter, Baron d'Anethan,
derſelbe, welcher noch kürzlich im Prozeß Caumartin als Gene-
raladvokat fungirte, zum Kriegsminiſter endlich der General
major Dupont.

Tür kei.Konſtantinopel, d. 4. April. Jn Folge der mit dem
ruſſiſchen Courier vom Iſten eingetroffenen Depeſchen begab ſich
Hr. von Butenieff vorgeſtern in Begleitung des Generals
Lieven in das Departement der auswartigen Angelegenheiten
und theilte Sarim Effendi mit, was ſein Gouvernement
ruckſichtlich Serbiens von der Pforte peremtoriſch verlangt. Dies
beſteht nun in der freiwilligen Abdankung oder im Weigerungs-
fall in der dekretirten Abſetzung des Alexander Georgie-
witſch, in der Anordnung einer neuen Wahl nach der von den
Geſetzen vorgeſchriebenen Form und endlich in der unverzuügli-
chen Zuruckberufung Kiamil Paſcha's von Belgrad, als des
Urhebers oder Begunſtigers der letzten ſerbiſchen Revolution.
Jm Falle die Pforte eine Furſtenwahl fur Serbien verweigere,
habe der ruſſiſche Botſchafter den Befehl von ſeinem Hofe erhal-
ten Konſtantinopel zu verlaſſen. Sarim Effendi uübernahm
die Sache, wie er ſich äußerte, ad referendum, und als Hr.
v. Butenieff ihn zu irgend einer vorläufigen Erklärung zu drän-
gen ſchien, er könne jetzt als einzelner Miniſter keine Meinung
darüber ausſprechen, ſondern nur eine außerordentliche Divans
ſitzung veranlaſſen, um dieſen wichtigen Gegenſtand darin vor
zutragen und ſo ſchnell wie möglich zu erledigen. Uebrigens



habe die Pforte vielfältige Beweiſe gegeben, wie ſehr ihr das
freundſchaftliche Verhältniß mit Rußland am Herzen liege, und
ſie werde wahrſcheinlich diesmal ſich ebenſo beeilen, einen neuen
Beleg dieſer bekannten Geſinnungen zu geben. Eine lange Kon-
ferenz mit Sarim hatte geſtern der öſterreichiſche Geſchaftsträ
ger, welcher den Befehl von Wien erhalten hat, die Forderun-
gen Rußlands mit Energie zu unterſtuützen und ſo den geſetzmäßi-
gen Zuſtand in Serbien wieder herzuſtellen. Sir Stratford
Canning ſcheint das Verfahren Rußlands nicht zu behagen
und es herrſcht zwiſchen ihm und Hrn. v. Butenieff einige Span-
nung doch hofft man, daß er mit nächſtem neue Jnſtruktionen
von London erhalten werde, weil man vorausſetzen zu muſſen
glaubt, daß Rußland ſich zu einem entſcheidenden Auftreten in
Konſtantinopel nicht beſtimmt gefuhlt hatte, wenn es nicht we
nigſtens der Neutralität Englands verſichert geweſen wäre. Hr.
v. Bourqueney hat hinſichtlich Frankreichs dieſe Neutrali-
tät bereits ausgeſprochen und erklart, ſich jeder Einmiſchung ent-
halten zu wollen. Das oft erwähnte eigenhandige Antwort-
ſchreiben des Sultans an Se. Maj. den Kaiſer Nikolaus iſt
von dem ruſſiſchen Botſchafter nicht nach Petersburg expedirt
worden auf die vorgeſtern von dem Reis- Effendi gemachte An
frage, was mit jenem Schreiben geſchehen ſei, erging die Ant-
wort: wofern die Pforte auf der Abſendung jenes Schreibens
beſtehe, wurde dieß von Rußland als eine Unterbrechung der
wechſelſeitigen diplomatiſchen Relationen angeſehen werden.

Amerika.
(Paris, d. 17. April). Die Ausſichten fur die Sache

des Präſidenten Boyer von Haiti, gegen welchen vor einiger
Zeit eine Jnſurrektion ausgebrochen iſt, truben ſich immer mehr,
und der Bruch der bisherigen Allgewalt ſeines Willens nicht
nur, ſondern ſein gänzlicher Sturz wird immer wahrſcheinli
cher. Aus den neueſten bis zum 10. März reichenden Nachrich-
ten, die auf dem Wege uüber New Hork aus Port au Prince
hier eingetroffen ſind, erhellt das Folgende: „Die von Port
au Prince gegen die Jnſurgenten nach Jeremie abgeſchickten
Streitkräfte waren theils zu Lande, theils zur See auf der
Kriegsbrigg Pacifikation unter dem Kapitain Juſte Lafonde
abgegangen, aber wie wenig auf ſie zu rechnen war, zeigt der
ſchon bei ihrem Abgange zu Port au Prince verbreitete Glaube,
daß ſie keinen ernſtlichen Kampf gegen die Jnſurgenten, die ſich
den Namen Patrioten beilegen, unternehmen wurden. Jn der
That gingen ſie auch, nachdem ſie jedoch hartnackiger gefochten
hatten als man angenommen, großentheils in die Reihen der
Jnſurgenten uüber. Die Kriegsbrigg Pacifikation war ſchon am
1. März Morgens nach Port au Prince zuruckgekommen und hatte
die Nachricht von dem Umſichgreifen des Aufſtandes mitgebracht,
ſo wie daß die Jnſurgenten im Vorrucken gegen die Hauptſtadt
begriffen waren, auf ihrem Marſch die beſte Disziplin beobach-
tend, was viel dazu beitrug, ihnen die Stimmung des Volkes
gunſtig zu machen. Am 9. waren ſie zwar noch nicht uüber Leo
gane hinausgekommen, weil ſie dort die Ankunft einer nach
Cayes entſendeten Abtheilung, welche nach einem hartnäckigen
Kampfe ſich dieſer Stadt bemächtigt hatte, abwarteten. Dieſe
mußte aber, jeden Augenblick eintreffen, und nach der Vereini-
gung mit dem Haupt-Korps ſollte dann unverzuglich der Marſch
gegen die Hauptſtadt Port au Prince ſelbſt angetreten werden.
Die Geſammtmacht der Jnſurgenten wird, vielleicht mit einiger
Uebertreibung, auf 15,000 Mann angegeben, wahrend die
ganze, dem Praſidenten Boyer zu Gebote ſtehende Macht nur
4000 Mann betragen ſoll. Mit einer ſolchen Macht, wenn
dieſelbe gut geubt und wirklich disziplinirt waääre, ließe ſich im
merhin noch etwas ausrichten, zumal wenn die Stimmung in
der Hauptſtadt entſchieden fur die Regierung wäre. Allein wie
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es mit der Verfaſſung der Haitiſchen Truppen ausſieht, haben
die ubereinſtimmenden Berichte aller Reiſenden, welche in der
letzten Zeit Haiti beſuchten, gezeigt daß die Reiterei dort grd
ßentheils barfuß geht, ſcheint eben kein ſehr empfehlender Titel
fur ihre Furchtbarkeit, und das Fußvolk iſt in elende Lumpen
gehuüllt, die man mit dem glänzenden Namen einer Uniform
ſchmuckt, die Fußbekleidung, wie bei der Reiterei, was aller
dings fur die Finanzen der Republik ſehr zuträglich, aber nicht
ſonderlich beitragen mag, den Soldaten ein ſehr martialiſches
Ausſehen zu geben. Was die Stimmung in der Hauptſtadt
Port au Prince anlangt, ſo war auf dieſelbe durchaus nicht zu
rechnen da die Jnſurgenten notoriſch auch viele Anhänger
darin hatten, die im erſten gunſtigen Augenblicke wohl eine
Diverſion zu deren Gunſten machen könnten und die Jndiffe-
renten wenigſtens keine Furcht mehr hegten vor einem allen
fallſigen Eindringen der ſogenannten Patrioten, ſeitdem dieſe
durch ihr Verhalten gezeigt hatten daß ſie an dem Eigenthu
me ſich nicht vergriffen. Die materielle Ruhe war bis Abgang
der letzten Nachrichten nicht geſtoört worden, aber eine dumpfe
Gährung, eine Art Gewitterſchwuüle, wie ſie dem nahenden
Sturme vorausgeht, machte ſich bemerkbar. Wenn der Prä
ſident Boyer in die Anforderungen der Patrioten in Betreff
der in der Verfaſſung und Verwaltung des Landes einzufuhren
den Aenderungen eingeht, ſo wird dies wohl das einzige Mittel
des Heils fur ihn ſein, und zugleich Blutvergießen erſpart wer
den wenn er aber wirklich, wie es durch die von ihm gegebene
Anordnung des Aufwerfens von Befeſtigungen um die Stadt den
Anſchein hat, bis aufs Aeußerſte ſich zu vertheidigen gedenkt, ſo
konnte er leicht ſeinen gänzlichen Sturz herbeifuhren. Handel
und Verkehr lagen in Port au Prince gänzlich darnieder, die mei
ſten Laden waren geſchloſſen. Die Regierung geſtattet Nieman-
den ſich zu entfernen; die amerikaniſche Kriegsbrigg Bainbridge
war im Hafen von Port au Prince vor Anker gegangen, und
ſollte dort bleiben bis zu Ende der Revolution, um noöthigen-
falls das Leben und Eigenthum der dortigen Burger der Ver
einigten Staaten zu ſchutzen. Auch mehrere britiſche Kriegs
ſchiffe lagen zu gleichem Zwecke fur ihre Landsleute daſelbſt.

Vermiſchtes.
London, d. 15. April. Zu WalthamAbbey iſt die

Pulvermuhle in die Luft geſprungen, wobei ſieben Arbeiter
umgekommen ſind.

Nach amtlichen Berichten betrug die Menge britiſchen
Hopfens, welcher im Jahre vom Januar 1842 bis Januar
1843 nach fremden Ländern ausgeführt wurde, 662,832 Pfund
Gewicht; eine Einfuhr fremden Hopfens fand in jenem Jahre
nicht ſtatt.

London, d. 13. April. Am 7. April wurde zu Wool
wich ein im Auftrage Mehemed Ali's gegoſſener, 13 Tonnen
ſchwerer Mörſer probirt. Der Diameter dieſes rieſenhaften
Wurfgeſchützes iſt 20 Zoll weit, zur Ladung werden 80 Pfd.
Pulver erfordert. Die Kugel wog 1010 Pfd. und mußte von
mehreren Männern mittelſt eines mächtigen Hebels in die Oeff
nung gebracht werden. Sie ſchlug in die Scheibe, warf die
Erde hoch empor, und das Geſchutz ſelbſt ſprang, trotz ſeiner
Schwere, 18 bis 20 Fuß zurück.

Das Dampfſchiff Sol way (eein Packetboot des weſt
indiſchen Dienſtes) iſt am 7. April unfern Corunna unter
gegangen 33 Perſonen haben dabei das Leben verloren, näm
lich 3 Offiziere, 14 Matroſen und 16 Paſſagiere.

Wert
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Fond- und Geld Cou
Serlin, d. 22. April 1843.

r8.

Getreidepreiſe.
Nach Berkiner Scheffel und Preuß. Geide.
Gagdebdarg, d. 22. April Nach Wiſpeln.)

3 Schwänen:

Schwarzen Bär:

Hr. OAmtm. Ehrlich a. Magdeburg.

Hr. Kaufm. Wittig a. Berlin.

a. Chemnitz. Hr.
Hr. Amtm. Streiber a. Alt-Goßnitz. Hr. Bürgermſtr.

Bertram a. Wettin.

der a. Wittenberg

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 23. bis 24. April.

Hr. Oberjägermſtr. Graf v. d. Aſſeburg a. Mels
Hr. Rittergutsbeſ.

Hr. Komwiſſtionsrath Welf a. Schwerin,
Hr. Kaufm. Mäacken a. Wickrod,

He. Kaufm. Schlieper a. Elberfeld.
Hr. Kaufm Klarbach a. Jſerlohn.
Hr. Kaufm. Schuſter a. Neapel.

Hr. Kaufm. Wernecke a. Ber
Plettner a. Langenſalza.
Apotheker Geiger a. Stuttgart. Hr. Partik. Vor

Hr. Partik. Schach a. Hamburg. Hr. Reg.
Hr. Stud. Kitte a. Zürch. Hr. Kaufm.

Hr. Kaufm. Gilles a. Hamburg. Hr. Kaufm.
Hr. Kaufm. Beigang a. Berlin.

Golduen Ring Hr. Kaufm. Schaarſchmidt a. Havelberg. Hr. Kfm.
Hr. Kaufm. Krumer a. Leipzig. Hr. Kaufm.

Hr. Kaufm. Andrä
Hr. Fabr. Kirchner

1 e r. Cour. W r. Cour. Jm KronprinzenFonds. Actien. dorf.Srief. Seld. Brief. Geld Schneider a. Perleberg.
St.-Schuldſch. 32 103* S r Potsd Eiſen 3 1138 Hr. Kaufm. Siedrot a. Bielefeld.
r. Engi. Obl.30. 4 103 [1028 do. do. Prior. Obl. 1102 Hr. Kaufm. Frawell a. Berlin.
räm. S. der Mgd. Lpz. Eiſenb. (148!, Hr. Kaufm. Geisler a. Mainz-Seehandlung. 91 do. Prior. Obl. 4 l1103' Hr. Kaufm.. Mäder a. Bethau.,

Kurm. Schuldv. 33 102* [1017 Berl. Anh. Eiſenb. 119 118 Hr. Kaufm. Wildemann a. Altenburg.
Brl. St. Obl. 34 103 do. do. Prior. Obl. 4 103/, lin. Hr. Kaufm.
Dauz. do in Th. 48 ſDüſſ. Elb. Eiſenb. 5 70 69 Stadt Zürch Hr.
Keſtp. Pfandbr. 32 103 ſo. do. Prior. Obl. 4 94 kampf a. Petersburg.

Großh. Poſ. do. 4 1065/, S hein. Eiſenb s 75 7 Rath Budach a. Kaſſel,
do do. 34 1028 do. do. Prior. Obl. 4 97 Buchholz a. Lennep.O pr. Pfandbr. 331 1035/, Berl. -Frankf. Eiſ.5 v Breidt a. Elberfeld,

Pomm. do 23 103 ſpdo. do. Prior Obl. 4 (103!
Kur- u. Neum. do. 33 1oz/s oOberſchleſ. Eiſenb. 4 108 107 ſo a. g

Echleſfiſcho do. 37 102 FFriedrichsd'or 137 13 chmidt a. Dresden.A Goldm. à 5Tbl. 12 Goldnen Löwen
Oisconto 3 a. Dresden. Hr. Kaufm. Koch a. Wittenberg.

Partik. Becker a. Magdeburg.

Hr. Kreisſekr. Böſe a. Liebenwerda.
Hr. Fabrik. Sandkuhl a. Zerbſt. Hr. Fabr. Zan

Hr. Kaufm May a Sangerhauſen. Hr. Oekon.
Weizen 48 4909 tbt Gerſt kht. Seiler a. Rochl'tz.Regges Hafer mueurà Stadt Hamburg Hr. Kaufm. Luttmann a. Berlin. Hr. Kaufm.

C er e Magdeburg. Hr. Fabr. Schüller a. Stolberg. Hr.artik Keil a. Leipzig.Waſſerſtand zu Halle Goldnen Kugel Hr. Kaufm. Wolf a. Berlin. Die Hrru. Kaufl.
am 24 April Hanſen u. Schmidt a. Magdeburg. Hr. Lehrer Kleinecke a Rudol

Oderhaupt s Fuß 2 Zoß. ſtadt.Unterhauyt 6 Fuß Zoll. Zur Eiſenbahn Schüler v. Mitlef a. Roßleben. Hr. Kaufm. Cohn
Waſſerſtand der Elbe bei M

am 22. April 7 Zoll unter 0.
a. Berlin.agdeburg Die Hrru. Kaufl. Schmidt, Jacobs, Steiger u. Michels
a. Elberfeld. Hr. Kaufm. Herbold a. Kaſſel
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Bekanntmachungen.
Auf dem Rittergute Freienfelde ſind

mehrere Sommerwohnungen zu vermiethen
durch

Hakle, d. 20. April 1843.
den Juſtiz-Commlſſarius

Fritſch.

Holz verkauf.
Auf kommenden 27. April d. J. des

Vorthittags um 9 Uhr ſollen in der Jö
ſigkwaldung bei Grafenhainichen an der
Groöberſchen Grenze
circa 250 Klötrn. elliges klefernes Scheit-

27

holz,
70 1!/gelliges Knuppel-

holz,
100 Tergleichen Rodeholz, und
150 dergleichen Reisholz,meſſtotetend verkauft werden.

Gräfenhainichen, den 19. April 1843.
Der Magiſtrat.

S ä ä ä eBoe feinen wohlſchmecken
den Salzbutter ſind wieder fri
ſche Zufuhren eingetroffen, welche in

r von 20 W bis 1 Ctr. S
billi verkaufen 89s S. S M. Simon, S

Kl. Ulrichsſtr. Nr. 999.

HE S e e e

Drei Haäuſer, wobei das Eine einen
großen Garten, Hinter und Seitengebäude
enthalt, mit Stallung, Schuppen und al-
lem verſehen iſt ein Haus in der Mitte
der Stadt, in der frequenteſten Gegend,
mit Laden und gutem Keller, Vorder- Front
ganz neu und maſſiv aufgebaut und ein
drittes, vollkommen ausgebautes zweiſtoöcki-

ges Haus, ebenfalls mit einem Laden, gu-
ten Kellern und einem kleinen Garten, aber
in Mitte von Garten liegt, ſind mir zum Ver
kauf nachzuweiſen ubertragen; alle drei Haäu
ſer liegen in verſchiedenen Stadttheilen, und
kann auf jedem ein bedeutendes Capital der
Kaufſumme ſtehen bleiben. Hierauf Reflecti
rende haben die Gute ſich von mir die
Auskunft einzuholen.

Halle, den 22. April 1843.
Der gerichtlich verpflichtete Taxator,

Auctions Commiſſar und Commiſſionär
Gottlieb Wächter, Bruderſtraße in dem
Hauſe des Hrn. Tiſchlermſtr. Rathcko, eine
Treppe hoch.

Theater-Nachricht.
Mittwoch den 26. April

Auf allgemeines Verlangen wiederholt

Marie,
oder:

die Tochter des Regiments,
Oper in 2 Akten von Donizetti.

Dr. F. Lorenz

Ein junger Menſch, welcher Luſt hat die
Conditorei und Honigkuchenbackerei zu erler
nen, kann die näheren Bedingungen erfahren

bei G. Rinck,Conditor.

10 Sgr.
werden Demjenigen als Belohnung zugeſl
chert, welcher eine davongeflogene bunt-
ſcheckige Trommeltaube Stadtfleiſchergaſſe
Nr. 156 parterre wiederbringt.

Es wurde Sonntag Abend auf der Pro-
menade vom Theater nach der Stadt Ham
burg eine kleine Brieftaſche, inliegend zwei
Funfthaler Scheine, verloren der ehrliche
Finder wird gebeten, ſelbige gegen eine gute
Belohnung bei mir abzugeben. A. Alöcke.

Ein- und zweiſpanniges Fuhrwerk iſt
fortwährend zu haben in der Stadt Ham-
burg.

Friſch gebrannter Kalk
Donnorstag den 27. d. M. bei Wittwe

Trübe in Halle.
Beſte ſüüße Apfelſtnen in friſcher Zuſen

dung billigſt bei Boltze.
33500 Thlr. ſind gegen hinlangliche Si
cherheit auszuleihen. Näheres in der Expe

J dition des Couriers.



Engliſcher Dachſchiefer.
Den Herren Bautenunternehmern, Schiefer und Ziegeldecker-

meiſtern machen wir hierdurch die Anzeige, daß wir von

Engliſchen Dachſchiefern
fortwährend ein wohlaſſortirtes Lager halten in uu“,
18/0“ und 8/zölligen Dimenſionen.

Wir können dies Produkt mit Recht empfehlen als ein ſchönes
Material zu zweckmaßigen, eleganten und wohlfeilen Bedachungen,
ſtellen dafur die billigſten Preiſe und ſind auf Verlangen zur Lie-
ferung des Schiefers bis nach Halle gern bereit.

Halle in Augenſchein zu nehmen.
Magdeburg, im April 1843.

Neubaner Porſe.
Aufforderung.

Sämmtliche Schuldner des hierſelbſt am
18. v. Mts. verſtorbenen Muhlkn appen
Auguſt Carl Kautzleben aus Creis-
feld bei Eisleben fordere ich hiermit auf,
binnen 8 Tagen ihre Verbindlichkeiten an
mich zu berichtigen, oder Rückſprache wegen
der Bezahlung derſelben mit mir zu halten,
oder gewärtig zu ſein, daß ich nach Verlauf
dieſer Zeit unbedingt gerichtlich einſchreiten,
und mich auf keine Nachſicht einlaſſen
werde.

Freiburg a. d. U., am 18. April 1843.
Der Generalbevollmachtigte

G. Sander,
Calculator und Commiſſionair.

Bekanntmachung.
Soolbad Elmen bei Groß-Salze.

Die Eröffnung der hieſigen Badeanſtalt,
in welcher außer Soolbädern, auch Sool-
dunſt-, ruſſiſche, Soolſchwimm, Sturz-
und andere kuünſtliche Bader verabreicht wer-
den, iſt in dieſem Jahre auf den 15. Mai
feſtgeſetzt.

Elmen, im April 1843.
Biſchof. Dr. Lohmeier.

Localveränderung.
Die Verlegung meines Geſchafts aus

Nr. 201. Neunhaäufer, in Nr. 195. neben
dem Kaufmann Hrn. Heynemann, er-
laube ich mir einem hochgeehrten Publikum
hierdurch ergebenſt anzuzeigen, mit der Bitte,
mir das Vertrauen, welches mir bisher zu
Theil wurde, auch ferner zu ſchenken.

A. F. Weiske, Uhrmacher,
Neunhaäuſer Nr. 195.

Schaaf- Verkauf.
100 Stuck alte Hammel und 80 Stück

Schaafe, noch zur Zucht brauchbar, ſind nach
der Schur auf der Ober Röblinger-
Schraplauer Schaferei zu verkaufen.

Ober-Amt Schraplau, d. 22. April

1843. Helling.
Auction. Mittwoch den 3. Mai,

fruh 9 Uhr und wenn nöthig am folgenden
Tag, ſollen auf dem Krug von Nidda-
ſchen Rittergute zu Gatterſtedt gegen
baare Zahlung verſteigert werden verſchie-
dene Meubles, als Secretair Sopha's
u. ſ. w., allerlei Hausgeräathe, Waſchkeſſel
nebſt Waſchgefäße Küuchengeſchirre u. dergl.,
auch eine gute Kutſche, Geſchirre und meh-

rere Reitzeuge. von Krug.
Saat Wicken, billiger wie zeither, bei

Bambach in Trotha.

50 Stuck geſunde wollreiche Zuchtſchaafe
und Hammel ſind verhältnißmäßig vor oder
nach der Wollſchur auf dem Rittergute
Lochan zu verkaufen.

Die Erben des in der kleinen Ulrich-
ſtraße Nr. 1016 belegenen Deybaldtſchen
Hauſes beabſichtigen daſſelbe aus freier Hand
zu verkaufen. Käufer können es täglich in
Augenſchein nehmen und die näheren Be
dingungen daſelbſt erfahren.

Kartoffelverkauf. Auf dem Rit
tergut Groß Zſchocher bei Leipzig wer
den ausgeleſene Kartoffeln, große der Dresd-
ner Scheffel gehäuftes Maaß à 12/, Thlr.,

kleine à 13 Thlr., verkauft.

41

LehrlingsGeſuch.
Ein junger Menſch von gebildeten Ekkern,

mit den nöthigen Schulkenntniſſen verſehen,
kann unter billigen Bedingungen ſogleich ein
Unterkommen in unſerer Tuch und Aus-

ſchnitt Handlung finden.

Hoffmann Werner
in Sangerhauſen

Firma's fertigt billig C. W. Steuer
sen., kleine Steinſtraße Nr. 209.

Verſicherungen gegen Hagelſchaden nimmt

an, der Amtmann Heine,
Nr. 1288.

„JV W

Seife.
Schwarze Riegelſeife,

à Ctnr. 10 Thlr.,
Gelbe wohlriechend à Ctnyr.

12 Thlr.,
Weiße Talg-Kernſeife, à Ctnr. 15 Thlr.,

Fr. Epold in Schkeuditz,
Seifenſieder,

r

dito,

bei

Anzeige,
das Stadtſingechor betreffend.

Die Singſtunden, welche denen Knaben,

bilden wollen unentgeltlich ertheilt werden,
nehmen ihren Anfang mit dem erſten Mai,
und es haben ſich diejeni en Eltern, welche
ihre Kinder daran Theil nehmen zu laſſen
wunſchen, im Laufe dieſer Woche in der
Vormittagsſtunde von 11 bis 12 Uhr, bei
mir zu melden.

Halle, den 24. April 1843.
Der Univerſttats Muſikdirector
und Director des Stadtſingechors

Dr. Naue,
(Ranniſche Straße am Franckenspfatze

Nr. 509.)
22

M

Verkauf.
Freiburg a. d. U. ſoll ein Haus mit
Scheune, Ställen, 2 Kellern, Garten, Com-
munholz und 50 Berliner Scheffel Ausſaat
Feld aus freier Hand verkauft werden.

der Schenke zu Schleberoda.
—-2

Berichtigung.
Jn der Anzeige in Nr. 95 des Cour. S. 4

Sp. 2 von Berner jun. Glaucha Nr. 1764 leſe
man den 27. d. M. ſtatt den 24. d. M.

fortwährend zu dem niedrigen Prämienſatze
Muſtertafeln davon ſind bei Herrn Herrmann Zumpe in kär Oelfrüchte 1 und e n. J

euma

Alterthumer ſowie alle Gegenſtände von
alten Zeiten her kauft J. Reiter, Nr. 947.

ſehr ſchaumend,

die ſich zur Aufnahme in das Stadtſingechor

Jn Schleberoda bei

Kaufliebhaber erfahren die Bedingungen in
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